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Vorwort der Herausgeber

Die Gefährdung der Verfassung geht vom
Staat aus

Zum Ende des Jahres 2014 breiteten sich die von Dresden aus-
gehenden islamfeindlichen Demonstrationen aus. Ausländer-
feindlichkeit soll salonfähig gemacht werden. Das geistig-politi-
sche Klima begünstigt die rassistischen Ressentiments. Das
geltende Asyl- und Ausländerrecht, über das dieser Grundrech-
te-Report berichtet, birgt strukturelle und institutionelle Aus-
länderfeindlichkeit in sich und stärkt damit die Positionen der
Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlan-
des (PEGIDA). Die Abwehr von Migrantinnen und Migranten
ist in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Allerdings gibt
es in dieser Mitte zugleich eine verbreitete Unterstützung von
Flüchtlingen.

Begonnen hat diese rechtlich gestärkte Abwehr von Flüch-
tenden 1993 mit der Abschaffung des Grundrechts auf Asyl.
Darauf wies der Schriftsteller und Orientalist Navid Kermani
in der Feierstunde zum 65-jährigen Geburtstag des Grundge-
setzes hin. »Ein wundervoll bündiger Satz« geriet zu einer
»monströsen Verordnung«. Im Jahr 2014 folgte statt der er-
hofften Reinigung von diesem »hässlichen, herzlosen Fleck«
die Asylrechtsverschärfung, die sich vor allem gegen Roma
richtete. Serbien, Mazedonien und Bosnien und Herzegowina
wurden zu sicheren Herkunftsstaaten, die rassistischen Vorbe-
halte in der Gesellschaft bestärkt.

Im Grundrechte-Report können wir uns fast nie positiv auf
die Gesetzgebung beziehen, sondern allenfalls auf die Recht-
sprechung, auf die des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG),
zunehmend auf die europäische Rechtsprechung. So urteilte
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, dass die
Vorratsdatenspeicherung nichtig sei. Und auch das Recht auf
inklusive Bildung verdanken wir der UN-Behindertenrechts-
konvention, nicht der Einsicht der deutschen Regierungen oder
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der Rechtsprechung des BVerfG. Erst der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) beendete auch die rechtswidrige Abschiebe-
haft in gewöhnlichen Gefängnissen. Doch immer wieder bleibt
die Aussicht getrübt. Schon liegt ein Referentenentwurf des In-
nenministeriums vor, der vor allem dazu taugt, die Inhaftierun-
gen nur neu und rechtlich besser abzusichern.

Auch »Erfolge« vor dem BVerfG führen häufig genug zu
erneuten Versuchen des Gesetzgebers, die Grundrechte rechts-
widrig einzuschränken. Nur Einzelregelungen des Antiterror-
Gesetzes befand das BVerfG 2013 für beanstandenswert. Der
Gesetzgeber behebt zwar die Mängel, weitet dabei gleichzeitig
jedoch die Nutzbarkeit der Daten noch aus.

Wenn dieses Buch erscheint, geht der Prozess gegen den Na-
tionalsozialistischen Untergrund (NSU) ins dritte Jahr. Die Ver-
flochtenheit des Verfassungsschutzes in diese Vorgänge ist of-
fensichtlich. Aber er geht daraus noch immer nicht geschwächt
hervor. Alle Reformbemühungen sollen allenfalls die Öffent-
lichkeit täuschen. Der Geheimdienst ist und bleibt ideologisch
geprägt, intransparent und unkontrollierbar. Auch bezüglich
der Fehler bei der Aufdeckung des NSU-Komplexes werden
systematisch die falschen Konsequenzen gezogen. Institutionel-
ler Rassismus, nationalistische und rassistische Orientierungen
und Vorurteile in der Polizei gelte es aufzudecken – so tönte
es. Stattdessen wird Symbolpolitik betrieben. Richtigerweise
wurde aber auch ein rassistischer Polizeianwärter in Aachen
aus dem Dienst entlassen.

Zunehmend gelingt es, im Grundrechte-Report die Verlet-
zung der sozialen Menschenrechte anschaulich zu machen. Da-
bei wird deutlich, wie sehr die Rechtsprechung einer grund-
rechtlichen Interpretation von Ansprüchen hinterherhinkt.
Einer im Pflegeheim lebenden Frau werden die Möglichkeiten
einer neuen, notwendigen Zahnprothese finanziell verweigert.
Sozialhilfe wurde Flüchtlingen rechtswidrig reduziert – eine
Nachzahlung dieser rechtswidrig einbehaltenen Leistungen
verwehrt.

Der Bericht über die Verfassungswirklichkeit gerät jedes
Jahr zur Klage über die Ignoranz staatlicher Behörden und po-
litischer Entscheidungsträger gegenüber den garantierten
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Grund- und Menschenrechten und gegenüber demokratischen
Grunderfordernissen. Die Morde in der Redaktion von Charlie
Hebdo in Paris im Januar 2015 lassen schon ahnen, dass nach
der kurzen Phase der politischen Bekräftigung der Freiheits-
rechte die Stunde der Architekten der inneren Sicherheit
schlägt. Über erneute Versuche der Einschränkung der Frei-
heitsrechte und der Überwachung aller Bürger wird im nächs-
ten Report zu berichten sein.

Demokratie braucht wache und aktive Bürgerinnen und
Bürger und keine Gesinnungsprüfungen und Verrufserklärun-
gen durch den undemokratischen Verfassungsschutz. Um die
Bürgerinnen und Bürger dabei zu unterstützen und ihnen Mut
zu machen, liefert der Grundrechte-Report vielfältige Hinter-
grundinformationen und Einzelfallbeispiele.
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Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit
Art. 2 (1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt
und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das
Sittengesetz verstößt.

Johannes Caspar

Das Vergessen im Maschinenzeitalter
Das EuGH-Urteil zur Google-Suchmaschine und seine
Folgen

Digitale Profile und ihre Auswirkungen

Das Maschinengedächtnis des digitalen Zeitalters erscheint aus
der Perspektive der Betroffenen oft unerbittlich. Auf dem Weg
zum Zugang zu einzelnen Informationen sind Suchmaschinen
die Türöffner, die den gesamten Inhalt des Netzes systematisch
durchsuchen und nach Eingabe der Suchbegriffe konkrete Er-
gebnislisten präsentieren. Mit Hilfe von Suchmaschinen lassen
sich alle öffentlich zugänglichen Inhalte, die mit dem Namen
einer Person verknüpft sind, zu jeder Zeit, an jedem Ort, von
jedem Nutzer abrufen.

Anders als in den papierenen Archiven bzw. Bibliotheken
des analogen Zeitalters gestaltet sich die Suche im Internet
dank der Suchmaschinen nicht mehr als abgegrenzte Recher-
che in öffentlich getrennten Räumen, sondern als global nutz-
bare, ubiquitäre Informationsmöglichkeit, die weder an Öff-
nungszeiten von Einrichtungen noch an Präsenzpflichten von
Publikationen gebunden ist. Dem unbestreitbaren Vorteil der
Zeitersparnis und Verfügbarkeit stehen hier gleichwohl massi-
ve Risiken für das informationelle Selbstbestimmungsrecht ge-
genüber. Soweit Suchmaschinen für Personensuchen genutzt
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werden können, ist es mit ihnen möglich, durch Namenseinga-
ben sekundenschnell Profile von Menschen zu erstellen. Dabei
ist grundsätzlich alles, was an Informationen über das Indivi-
duum im Internet öffentlich zugänglich existiert, durch das di-
gitale Filtern von Suchmaschinen gebündelt auffind- und aus-
wertbar.

Das Fehlen der menschlichen Schwäche des Vergessens bei
der Personensuche im Internet hat tiefgreifende Auswirkungen
auf das Leben des Einzelnen in der Gesellschaft. Zunächst be-
trifft dies die soziale Bewertung von Individuen anhand der
gefundenen Ergebnisse, die zumeist auf Informationen Dritter
beruht und oft einem direkten Kennenlernen vorausgeht. Das
veränderte Verhältnis von Privatheit und Information wirkt
sich auch auf die gesellschaftliche Grundstruktur aus. Eine Ge-
sellschaft, die nichts vergisst, verhärtet gegenüber den Fehlleis-
tungen ihrer Individuen, sie wird zur Beanstandungsgemein-
schaft; alle können alles über den anderen wissen, alles, was
jemals getan oder nicht getan wird, ist individuell vorwerfbar.

Die digitale Profilbildung über Suchmaschinen eröffnet für
den Einzelnen die Gefahr einer lebenslangen Stigmatisierung
mit dem Potential massiver sozialer und ökonomischer Nach-
teile. Die dauerhafte Verfügbarkeit von Informationen über den
Einzelnen hält in Erinnerung, was der Betroffene am liebsten
im Nebel der Vergessenheit verschwinden lassen würde: eine
strafrechtliche Verurteilung, die Einleitung von staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsverfahren, die individuelle finanzielle
Situation, das Verbreiten peinlicher Begebenheiten, unbedachte
Äußerungen des Betroffenen selbst bis hin zu abwertenden Ur-
teilen oder Tatsachenbehauptungen Dritter.

Solange es Betroffenen nicht gelingt, ihren Anspruch auf
Löschung gegenüber einem Inhalteanbieter, etwa digitalen Ar-
chiven, Chatplattformen oder Blogs, durchzusetzen, ist die
dort zugängliche Information lebenslanger Begleiter bei der
Arbeits- oder Wohnungssuche, der Partnerwahl, dem Ab-
schluss von Miet- und Kreditverträgen oder einfach nur bei
der Suche nach sozialen Kontakten.

Häufig scheitert die Durchsetzung von Löschansprüchen
gegenüber dem Urheber einer Information, z. B. wenn der In-
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halteanbieter sich auf sein Veröffentlichungsrecht beruft, fak-
tisch nicht zu ermitteln ist oder eine Durchsetzung der Rechte
einen erheblichen Aufwand erfordert. Eine Übermittlung der
Informationen über die Suchmaschinen konnte in der Vergan-
genheit mangels einer datenschutzrechtlich anerkannten Ver-
antwortung der Betreiber von Suchmaschinen nicht unterbun-
den werden, so dass der Betroffene die Verbindung mit
Einträgen im Netz hinnehmen musste.

Der EuGH und das Recht auf »Nicht mehr so gut
gefunden zu werden«

In seinem Urteil zu »Google Spain« vom 13. Mai 2014 hat der
Europäische Gerichtshof (EuGH) nunmehr Rechtsgeschichte
geschrieben, indem er die Profilbildung durch Suchmaschinen
begrenzt und einer Kapitalisierung von Daten durch Suchma-
schinen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ge-
genüberstellt. Das Urteil setzt damit die Linie der richtungs-
weisenden Entscheidungen für den Datenschutz fort, die der
EuGH bereits mit dem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung so-
wie in verschiedenen Urteilen zur Stärkung der Unabhängig-
keit der Datenschutzbeauftragten gezogen hat.

Zunächst unterwirft das Urteil die Suchmaschinenbetreiber,
die in erster Linie zu ökonomischen Zwecken das Internet inde-
xieren und auf Suchanfragen über Schlüsselwörter je nach Rele-
vanz zugeordnete Trefferlisten auswerfen, fortan als verant-
wortliche Stellen den Regelungen der Datenschutzrichtlinie.
Das ist neu und mutig. Die Betreiber von Suchmaschinen haben
unmittelbar nichts mit dem Inhalt, auf den sie verweisen, zu
tun. Ihre meist auf die Erzielung von Werbeeinnahmen gerichte-
te Tätigkeit ist aber sehr wohl ursächlich für die erleichterte
Profilbildung und stellt ein erhebliches Risiko für das Persön-
lichkeitsrecht Betroffener dar. Wenn Suchmaschinenbetreiber
die Daten Betroffener für die eigenen Geschäfte nutzen, müssen
sie diesen gegenüber eine datenschutzrechtliche Verantwortung
übernehmen. Betroffene sind daher nicht länger darauf verwie-
sen, sich an die Inhalteanbieter zu wenden, sondern können
direkt Ansprüche auch gegen Suchmaschinenbetreiber richten.




